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Entscheidung: 

 

Das FG Münster hat entschieden, dass Corona-Hilfen nicht als außerordentliche Einkünfte einer ermäßigten 

Einkommensbesteuerung unterliegen. Eine Revision wurde nicht zugelassen. 

 

 

Sachverhalt: 

 

Der Kläger führte als Einzelunternehmer einen Gewerbebetrieb (Gaststätte und Hotel) und ermittelte seinen Gewinn durch 

Bestandsvergleich gemäß § 4 Abs. 1 EStG. Im Streitjahr war sein Gewerbebetrieb von zeitweisen betrieblichen 

Einschränkungen und Schließungen aufgrund der Coronaschutzverordnungen des Landes Nordrhein-Westfalen betroffen. 

Daher beantragte und verbuchte er im Streitjahr pandemiebedingte Soforthilfen, Überbrückungshilfen und vergleichbare 

Zuschüsse in Höhe von insgesamt 64.254 €. Die Zuschüsse bezogen sich auf die Einschränkungen und Schließungen 

des Gewerbebetriebs im Jahr 2020 und setzen sich im Einzelnen zusammen aus einer Soforthilfe von 15.000 €, einer 

Überbrückungshilfe I von 6.806 € und der sog. „November- / Dezemberhilfe“ von 42.448 €. Die Kläger gaben diese Beträge 

in der von ihnen am 25.6.2021 für das Streitjahr eingereichten Einkommensteuererklärung in der Anlage „Corona-Hilfen“ 

als vom Kläger bezogene Zuschüsse an.  

 

Begründung: 

 

Zutreffend gehen die Beteiligten davon aus, dass die streitgegenständlichen Zuschüsse in Höhe von insgesamt 64.254 € 

(Soforthilfe, Überbrückungshilfe I und „November- / Dezemberhilfe“) als Betriebseinnahmen des Klägers in seinem 

Einzelunternehmen zu erfassen waren. 

Dabei lässt es der Senat allerdings dahinstehen, ob die streitgegenständlichen Zuschüsse eine Entschädigung für 

entgangene oder entgehende Einnahmen gem. § 24 Nr. 1 Buchst. a EStG oder eine Entschädigung für die Aufgabe oder 

Nichtausübung einer Tätigkeit gem. § 24 Nr. 1 Buchst. b EStG darstellen.  

Denn eine Tarifermäßigung gem. § 34 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2, § 24 Nr. 1 EStG ist im Streitfall jedenfalls deshalb abzulehnen, 

weil die Voraussetzungen des § 34 Abs. 1, 2 EStG nicht erfüllt sind. 
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Corona-Hilfen sind keine außerordentlichen Einkünfte 
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Es liegen keine außerordentlichen Einkünfte vor, da es an einer Zusammenballung der Einkünfte fehlt. Bei den Klägern 

kam es nicht zu einer einmaligen und außergewöhnlichen Progressionsbelastung im Sinne der BFH-Rechtsprechung. 

Auch bei Vornahme einer Vergleichsrechnung hat der Kläger einschließlich der Entschädigung nicht mehr erhalten, als er 

bei ungestörter Fortsetzung, also bei normalem Ablauf der Dinge erhalten hätte. Wenn die streitgegenständlichen 

Zuschüsse im Jahr 2020, worauf die Kläger hinweisen, mit 79.747 € dennoch zu einem höheren Gewinn führten als in den 

Vorjahren, so folgt hieraus lediglich, dass die aufgrund der Betriebseinschränkungen für das Streitjahr festgesetzten 

Zuschüsse überhöht waren, weil bei ihrer Bemessung offenbar nicht hinreichend berücksichtigt worden ist, dass aufgrund 

der Betriebseinschränkungen auch erheblich niedrigere Betriebsausgaben angefallen sind. Eine überhöhte Bemessung 

von Zuschüssen für einen Veranlagungszeitraum hat jedoch nicht zur Folge, dass die für § 34 Abs. 1, 2 EStG erforderliche 

Zusammenballung vorliegt. Hierdurch entsteht keine außergewöhnliche Progressionsbelastung im Sinne der BFH-

Rechtsprechung, sondern es handelt sich lediglich um einen Teil des in diesem Veranlagungszeitraum erzielten laufenden 

Gewinns, der im Rahmen der normalen Progression entsprechend höher besteuert wird. 


